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KURZ KOMMENTIERT

Jahreswirtschaftsbericht

Szenarium der Hoffnung

In ihrem Ende Januar vorgelegten Jahreswirtschaftsbe­
richt geht die Bundesregierung für das Jahr 1983 von ei­
ner Stagnation des realert Bruttosozialprodukts aus; ih­
re Zielprojektion bewegt sich damit in einem ähnlichen 
Rahmen wie die Prognosen etwa der wirtschaftswis­
senschaftlichen Forschungsinstitute. Es wäre aber ver­
fehlt, aus der Annahme eines „Nullwachstums“ einen 
anhaltenden Konjunkturpessimismus herauszulesen. 
Denn bei dem am Jahresbeginn vorhandenen negati­
ven „Überhang“ bedeutet Stagnation im Jahresdurch­
schnitt eine Zunahme des realen Bruttosozialprodukts 
im Jahresverlauf um 2 bis 3 %. Die Bundesregierung er­
wartet somit -  wie auch andere Prognostiker -  für das 
Jahr 1983 eine konjunkturelle Wende, darüber hinaus 
sieht sie den Beginn einer anhaltenden Erholung.

Auf dem Wege zur nachhaltigen Besserung der wirt­
schaftlichen Lage ist die konjunkturelle Wende jedoch 
erst ein erster Schritt. Zur IJberwindung der konstitutio­
nellen Wachstumsschwäche bedarf es von seiten des 
Staates vor allem eines mittelfristig orientierten Kon­
zepts zur Verbesserung der Wachstumsbedingungen 
und zur Wiedergewinnung des Vertrauens in die Wirt­
schaftspolitik. Dabei kommt der Jahreswirtschaftsbe­
richt-trotz erster Erfolge bei der Drosselung der struk­
turellen Defizite in den öffentlichen iHaushalten und der 
Mietenflexibilisierung -  aber über Ansätze nicht hinaus. 
Zwar enthält er ein ganzes Kaleidoskop von Absichtser­
klärungen. Sie sind aber oft zu vage, um bereits von ei­
nem klar umrissenen, in sich widerspruchsfreien Kon­
zept zu sprechen. Zum Teil mag dies auf wahltaktischen 
Rücksichten beruhen. Das Hin und Her der letzten Wo­
chen und IVIonate zeigt aber auch, daß das „Wie“ in der 
Regierung wohl ebenfalls noch umstritten ist. ew

Handelsbilanz

Rekordüberschuß 1982

Die jüngst erschienenen Außenhandelsdaten für die 
Bundesrepublik weisen für das Jahr 1982 in der Han­
delsbilanz einen Rekordüberschuß in Höhe von 51,2 
Mrd. DM und in der Leistungsbilanz erstmals seit 
vier Jahren wieder ein Plus in Höhe von 7,5 Mrd. DM

aus. Dabei wird insbesondere auf einen deutlichen An­
stieg der Exporte hingewiesen. Dies scheint -  zumin­
dest auf den ersten Blick -  in einem gewissen Wider­
spruch zu den seit Monaten zu hörenden Klagen über 
die sinkende Auslandsnachfrage, die erheblichen Anteil 
an dem erneuten Konjunkturrückschlag hat, zu stehen.

Wie so oft bei der Betrachtung von Wirtschaftsdaten 
spiegeln auch hier die Jahres{durchschnitts)zahlen nur 
unzureichend die „laufende Entwicklung“ des vergan­
genen Jahres wider. Schuld an solchen „Verzerrungen“ 
sind die sogenannten IJberhänge. So war die Ausfuhr 
bis zum Frühjahr 1982 auch real noch kräftig gestiegen 
und lag im ersten Quartal saisonbereinigt um 5 % über 
dem Jahresdurchschnitt von 1981. Qbwohl sie an­
schließend bis zum vierten Quartal saisonbereinigt um 
mehr als 6 % zurückging, war sie deshalb im Jahres­
durchschnitt von 1982 noch um gut 2 % höher als 1981, 
nominal sogar um fast 8 %.

Zudem hängt der Handelsbilanzsaldo natürlich nicht 
nur von der Ausfuhrentwicklung ab. Die rezessive Wirt­
schaftsentwicklung in der Bundesrepublik dämpfte die 
Einfuhren von Waren und Diensten merklich. Die reale 
Zunahme der Wareneinfuhr war im Jahresdurchschnitt 
1982 geringer als die der Warenausfuhr; da zugleich die 
Ausfuhrpreise deutlich stärker stiegen als die Einfuhr­
preise, hat sich der Handelsbilanzüberschuß gegen­
über 1981 fast verdoppelt. Zur Aktivierung der Lei­
stungsbilanz trug überdies bei, daß sich das Defizit in 
der Dienstleistungs- und IJbertragungsbilanz (ein­
schließlich Ergänzungen zum Warenverkehr) 1982 so­
gar etwas verminderte. jh

Goidvorräte

A la Münchhausen

Die Rezession vertieft die Finanzprobleme der öffentli­
chen Hand. Die Bundesbank sollte zur Finanzierung 
beitragen und -  so wurde kürzlich empfohlen -  ihre 
Goldvorräte sukzessive aufwerten. Sie könnte dann ei­
nen beträchtlichen Buchgewinn an den Finanzminister 
abführen, weil der Goldschatz der Bundesbank bislang 
nur zu einem Bruchteil des aktuellen Kurses in der Bi­
lanz steht.

Im Grunde läuft dieser Vorschlag darauf hinaus, reale 
Probleme allein mit der Buchhalterfeder aus der Welt zu
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schaffen. Bedenklich ist dabei, daß spätestens dann, 
wenn der Finanzminister über den Gewinn verfügt, zu­
sätzliches Zentralbankgeld in den Umlauf kommt. Allein 
schon die Ankündigung einer derartigen Strategie wür­
de die Inflationsfurcht wecken, was zu einer beträchtli­
chen D-Mark-Abwertung und zu steigenden Zinsen füh­
ren müßte.

Die Bundesbank müßte folglich den Liquiditätseffekt 
kompensieren und weniger Kredite an die Privaten ver­
geben oder ihnen Schuldpapiere verkaufen. Dies würde 
den Impuls der Gewinnabführung neutralisieren, sie 
bliebe für die Gesamtwirtschaft ohne Wirkung. Man fühlt 
sich also an Münchhausen erinnert, der sich am eige­
nen Schopf aus dem Sumpf gezogen haben will. Real 
wäre erst dann etwas gewonnen, wenn die Bundesbank 
die in der Vergangenheit entstandenen Gewinne reali­
sierte und das ohnehin nutzlose Gold verkaufte. Dann 
entstünden reale Einnahmen; die Staatskasse würde 
aus den Taschen der Goldkäufer mitfinanziert. Die 
Geldmenge bliebe unberührt, sie wechselte nur von ei­
ner Hand in die andere. gm

ölpreise

Dritter Schock?

Noch haben die ölimportierenden Länder sich nicht von 
den ersten beiden Ölpreisschocks erholt, da naht 
schon, will man pessimistischen Stimmen glauben, der 
dritte. Diesmal allerdings droht keine Preisanhebung, 
sondern eine Preissenkung. Verfolgt man die Warnun­
gen vor den „katastrophalen Wirkungen“ eines Ölpreis­
verfalls für die Weltwirtschaft, so entsteht fast der Ein­
druck, daß die ölexportierenden Länder mit dem Preis 
von 34 Dollar den für Produzenten und Verbraucher 
idealen Ölpreis gefunden hatten.

Richtig ist zwar, daß hochverschuldete Ölproduzen­
ten wie Mexiko und Nigeria mit sinkenden Öleinnahmen 
weiter unter Druck geraten. Für das internationale Ban­
kensystem handelt es sich bei diesem Problem aller­
dings nur um die eine Seite der Medaille. Auf der ande­
ren steht die Entlastung der ölimportierenden Industrie- 
und Entwicklungsländer durch niedrigere Ölrechnun­
gen, und damit bessern sich auch die Aussichten für ei­
ne Erholung der Weltkonjunktur.

öb  es zu einem regelrechten Preiseinbruch auf dem 
Ölmarkt kommt, ist weiterhin offen. Die arabischen 
Golfstaaten und vor allem Saudi-Arabien haben auch 
heute noch die finanziellen Möglichkeiten, zusätzliche 
Förderkürzungen für einige Zeit durchzuhalten und so 
einem allzu starken Preisrückgang gegenzusteuern.

62

Auf der anderen Seite hat sich die Wahrscheinlichkeit 
weiterer „ungeordneter“ Preissenkungen nach den of­
fen zutage getretenen politischen Differenzen innerhalb 
der OPEC erhöht. Daraus schon das endgültige Ende 
des Kartells und eine dauerhafte erhebliche Senkung 
der ölpreise abzuleiten, erscheint jedoch verfrüht. 
Spätestens bei einer Erholung der Weltkonjunktur dürf­
te sich das gemeinsame Interesse an hohen Öleinkünf­
ten wieder als das entscheidende Bindeglied der Orga­
nisation erweisen. ma

Schweden

Kein wirtschaftspolitisches Modell

Die desolate wirtschaftliche Lage, in der sich die westli­
chen Industrieländer seit nunmehr drei Jahren befin­
den, hat das Vertrauen in die verschiedenen wirt­
schaftspolitischen Konzepte beeinträchtigt. Auf um so 
mehr Resonanz stößt die Wirtschaftspolitik in Schwe­
den, die die Regierung als dritten Weg bezeichnet. Vor 
der Gefahr eines erneuten Abgleitens in die Rezession 
und eines kräftigen Anstiegs der Arbeitslosigkeit soll 
hier der Export schützen. Unter den gegenwärtigen 
weltwirtschaftlichen Bedingungen ist eine deutliche 
Ausfuhrsteigerung aber nur über eine Vergrößerung 
von Marktanteilen, d. h. nur durch eine kräftige Verbes­
serung der internationalen Wettbewerbsposition zu er­
reichen. Diesem Ziel diente die offensive Abwertung der 
Schwedenkrone im vergangenen Oktober. Die binnen­
wirtschaftliche Absicherung des so gewonnenen Wett- 
bewerbsvorsprungs soll über Lohnzurückhaltung erfol­
gen.

In Schweden wird also eine Besserung zu Lasten an­
derer Länder angestrebt. In der gegenwärtigen labilen 
wirtschaftlichen Lage hätte die kräftige Abwertung je­
doch leicht zum Startschuß für einen Abwertungswett­
lauf werden können, der letztlich keinem Land und 
schon gar nicht der Weltwirtschaft insgesamt geholfen 
hätte. Die anderen Länder nahmen den schwedischen 
Sündenfall vermutlich nur deshalb ohne Gegenmaß­
nahmen hin, weil Schweden wirtschaftlich ein kleines 
Land ist. Prinzipiell weist die schwedische Wirtschafts­
politik also keinen Weg, der für viele gangbar ist. Ihr 
Kernelement allerdings ist das gleiche, das auch in an­
deren Ländern eine Schlüsselrolle spielt: Lohnmäßi­
gung als Voraussetzung für eine Überwindung der 
Wachstumsschwäche und damit für eine Tendenzän­
derung am Arbeitsmarkt. Allerdings stellt sich der allge­
mein angestrebte Beschäftigungseffekt über eine Bele­
bung der Investitionsneigung nicht so rasch ein wie im 
Einzelfall bei einer Förderung der Ausfuhr. wt
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